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EXTRA
Rechtsanwälte, Steuer-
berater,Wirtschaftsprüfer,
Patentanwälte

KANZLEIEN

Lange wurde im Kabinett über
das Für und Wider einer Abgel-
tungssteuer beraten, diskutiert
und gestritten – beschlossen
wurde sie dennoch. Und nun
kommt sie also, die Abgeltungs-
steuer.
Kaum hat man die aktuellen
Zahlen und teilweise dramati-
schen Entwicklungen an den in-
ternationalen Finanzmärkten
einigermaßen verdaut wartet
schon die nächste Hiobsbot-
schaft auf den Steuerzahler.
Denn mit Beginn des Kalender-
jahres 2009 wird die Besteue-
rung von Kapitalerträgen mit
Einführen der Abgeltungssteuer
völlig neu geregelt.

Ab 2009 gilt: 25% Steuern
auf alle Kapitalerträge
Die neue Abgeltungssteuer be-
trifft alle Einnahmen, die mit
vorhandenem Kapital erwirt-
schaftet werden. Somit entfal-
len auf alle Zinserträge, Divi-
denden, Gewinne bei Fondsan-
teil- oder Aktienverkäufen oder
dem Devisenhandel jeweils 25
Prozent Steuern. Besonders pa-
radox erscheint in diesen Tagen
die grundsätzlich verabschiede-
te Verfahrensweise. So ist es ge-
rade den Banken vorbehalten
die 25 Prozent Steuern einzube-
halten. In der entsprechenden
Steuererklärung werden die je-
weiligen Einkünfte dann nicht
mehr aufgeführt.
Für diese Regelung gibt es je-

Freistellungsaufträge
noch 2008 prüfen!

Jetzt wird’s teuer: Es kommt
die neue Abgeltungssteuer

doch auch Ausnahmen. So kön-
nen Sie beispielsweise die Ein-
nahmen zum individuellen
Steuersatz versteuern, wenn die-
ser tatsächlich unterhalb der 25
Prozentgrenze liegt.

Freistellungsaufträge
und Sonderregelungen
Stellen Sie rechtzeitig Ihre Frei-
stellungsaufträge, denn nur so
bleiben Einnahmen und Erträge
die unterhalb des einheitlichen
Sparerpauschbetrages liegen für
Sie auch steuerfrei. Der neue
Sparerpauschbetrag beträgt –
genau wie der Sparerfreibetrag –
801,00 Euro bei Ledigen und
1602,00 Euro bei Verheirateten.
Der Abzug der tatsächlichen
Werbungskosten bei der Ermitt-
lung der Einkünfte ist künftig
ausgeschlossen.
Eine weitere Möglichkeit der
Steuerersparnis bietet der soge-
nannte Verlustverechnungs-
topf. Dieser sieht vor, dass nega-
tive Kapitalerträge bis zur höhe
der positiven Kapitalerträge aus-
geglichen werden. Der nicht
ausgeglichene Verlust wird da-
bei in das nächste Kalenderjahr
übertragen.
Für Aktien, Fonds und festver-
zinsliche Wertpapiere besteht
ein grundsätzlicher Bestands-
schutz. Das bedeutet, dass Ge-
winne aus Veräußerungen von
Kapitalanlagen, die vor dem
31.12.2008 erworben wurden,
auch in Zukunft steuerfrei blei-
ben, sofern die Haltedauer von
einem Jahr berücksichtigt wur-
de.

Wertpapiere, die ab dem
01.01.2009 gekauft werden sind
dagegen Abgeltungssteuer-
pflichtig– unabhängig von de-
ren Haltedauer. Auch für Zertifi-
kate gelten Sonderregelungen.
Wurden die Wertpapiere vor
dem 15.03.2007 erworben, blei-
ben die Veräußerungsgewinne –
nach Ablauf der einjährigen
Spekulationsfrist – komplett
steuerfrei. Wurden sie nach
dem 15.03.2007 gekauft, können
sie noch bis 30.06.2009 steuer-
frei verkauft werden, sofern die
vorgeschriebene einjährige Spe-
kulationsfrist eingehalten wur-
de.

Heute handeln - morgen sparen!
Lassen Sie sich also noch in die-
sem Jahr ausführlich und kom-
petent über Freistellungsaufträ-
ge, Ausnahmeregelungen, Ver-
lustverrechnungen und Veran-
lagungsoptionen zur Abgel-
tungssteuer beraten. Schließlich
geht es um Ihr Geld.
Weitere Informationen rund
um das Thema Abgeltungssteu-
er und alle anderen Steuerfra-
gen finden Sie unter www.pen-
ka-stb.de
Von Steuerberater Stefan Penka

Steuerberater Stefan Penka und
Kollegin Doris Merwald.

Das MoMiG – Gesetz zur Moder-
nisierung des GmbH-Rechts und
zur Bekämpfung von Missbräu-
chen – wurde nunmehr endgül-
tig am 26. Juni 2008 vom Bun-
destag beschlossen und wird vo-
raussichtlich am 1. November
2008 in Kraft treten. Eine Ände-
rung des Gesetzes wurde mehr
und mehr gefordert, zumal die
GmbH von der „Limited“ in Ver-
gangenheit stark unter Druck
gesetzt wurde. Immer mehr
deutsche Unternehmer ent-
schieden sich für die Gründung
einer Limited, statt einer GmbH,
da dies bis jetzt weniger zeit-
und kostenaufwendig war. Die
Unternehmensform der GmbH
soll durch die aktuelle Umstruk-
turierung daher wieder interna-
tional wettbewerbsfähiger wer-
den.
Neben einer Vielzahl rechtli-
cher Neuerungen stechen insbe-
sondere folgende wirtschaftli-
che und rechtliche Aspekte für
den potenziellen Gründer be-
sonders ins Auge:
Der ursprünglich geplante Ent-
wurf, das Stammkapital der
GmbH von 25000 auf 10000 Eu-
ro herabzusetzen, wurde ver-
worfen. Jedoch ist es nun mög-
lich, eine sog. „UG“ (= Unterneh-
mensgesellschaft haftungsbe-
schränkt) zu gründen. Sie unter-
liegt weitgehend denselben Re-
gelungen wie die der regulären
GmbH, jedoch beträgt die Min-
desteinlage eines jeden Gesell-
schafters hier lediglich 1 Euro.
Ein Viertel vom jeweiligen Ge-
winn ist in eine Rücklage einzu-
stellen. Nach und nach soll da-
mit die „UG“ das vorgeschriebe-
ne Mindestkapital einer GmbH
ansparen. Sobald die „UG“ die
25000 Euro erreicht hat, kann
diese in eine GmbH umgewan-
delt werden.
In der regulären Form der
GmbH kann zukünftig jeder
einzelne Gesellschafter indivi-
duell über die Höhe seiner
Stammeinlage bestimmen. Hat
diese bisher mindestens 100 Eu-
ro betragen, so muss die einzel-
ne Stammeinlage nunmehr le-
diglich noch mindestens 1 Euro
betragen. Auch ist es nunmehr
möglich, eine GmbH mit Hilfe
eines bereits fest vorgegebenen
Mustervertrages zu gründen.
Diese Variante ist anzuwenden
bei z.B. höchstens drei Gesell-

Die GmbH ist dank der
aktuellen Reform

wieder eine attraktive
und wettbewerbs-
fähige Rechtsform

Rennaissance der GmbH
schaftern und stellt durch die
vereinfachte Formerfordernis ei-
ne erhebliche Gründungser-
leichterung dar. Von der ur-
sprünglich geplanten Regelung,
lediglich die Unterschriften auf
der Satzung notariell beglaubi-
gen zu lassen, wurde Abstand
genommen. Vielmehr ist der ge-
samte Mustervertrag nunmehr
notariell zu beurkunden. Zu
groß ist ansonsten die Gefahr,
dass durch die einheitliche For-
mulierung der Mustersatzung
nach Gründung der GmbH viele
rechtliche Grauzonen bzw. Un-
klarheiten entstehen, was mit
einer Vielzahl von Konflikten
verbunden und Streitigkeiten
somit vorprogrammiert wären.
Das Verfahren für die Eintra-
gung der GmbH im Handelsre-
gister wurde erheblich be-
schleunigt. So ist es nunmehr
möglich, bei Gesellschaften de-
ren Unternehmensgegenstand
genehmigungspflichtig ist, die
GmbH ohne staatliche Geneh-
migungsurkunde in das Han-

delsregister eintragen zu lassen.
Die zeitraubende Beantragung
einer solchen Genehmigungsur-
kunde entfällt somit. Bei Grün-
dung einer sog. Ein-Personen-
GmbH wird sogar vollständig
auf die Stellung besonderer Si-
cherheitsleistungen verzichtet,
was wiederum die Eintragung
beschleunigt.
Der bisherige Wettbewerbs-
nachteil einer GmbH wurde
ausgeglichen. Demnach ist es
nunmehr für eine deutsche Ge-
sellschaft möglich, einen Ver-
waltungssitz zu wählen, der
nicht mit dem Satzungssitz
übereinstimmen muss und so-
mit in das Ausland verlegt wer-
den kann. Der Vorteil hier liegt
in der Möglichkeit für deutsche
Unternehmen, ihre ausländi-
schen Tochterunternehmen
nunmehr auch in der bekann-
ten und vertrauten GmbH-Form
zu führen.
Missbrauchsfälle im Zusam-
menhang der GmbH sollen zum
einen durch die Pflicht der Ein-
tragung einer inländischen Ge-
schäftsanschrift im Handelsre-
gister bekämpft werden. Ist eine
Zustellung an die im Handelre-
gister angegebene Adresse nicht
möglich, bietet das neue GmbH

Gesetz die Möglichkeit, eine öf-
fentliche Zustellung im Inland
zu bewirken. Die bisherigen
Kosten und Probleme der Zu-
stellung wurden durch die Ge-
setzesänderung beseitigt.
Zum anderen werden nunmehr
auch die einzelnen Gesellschaf-
ter der GmbH in die Pflicht ge-
nommen, bei Zahlungsunfähig-
keit und Überschuldung der
GmbH Insolvenzantrag für die
GmbH zu stellen. In Vergangen-
heit wurde hierzu allein der Ge-
schäftsführer selbst verpflich-
tet. Diese Regelung wurde einge-
führt, damit durch ein eventuel-
les „Verschwinden“ des Ge-
schäftsführers die Insolvenzan-
tragspflicht nicht umgangen
werden kann. Voraussetzung
für die Insolvenzantragspflicht
der einzelnen Gesellschafter ist
jedoch, dass diese vom „Ver-
schwinden“ des Geschäftsfüh-
rers und der Zahlungsunfähig-
keit/Überschuldung der Gesell-
schaft Kenntnis haben. Die Be-
weislast liegt somit wiederum
beim Gläubiger.
Eine weitere Entwicklung zur
Bekämpfung von Missbräuchen
wurde durch die neuen Aus-
schlussgründe für Geschäftsfüh-
rer einer GmbH gewonnen.
Künftig kann Geschäftsführer
nicht mehr werden, wer gegen
Regelungen des Wirtschafts-
strafrechts verstoßen hat oder
im Ausland wegen solcher Straf-
taten verurteilt wurde. Eben-
falls mehr Transparenz in die
Rechtsform der GmbH bringt
die neue Pflicht, eine vollständi-
ge Gesellschafterliste offen zu
legen. Es gelten grundsätzlich
nur diejenigen Personen als Ge-
sellschafter, die auch in dieser
Liste aufgeführt werden.
Durch die GmbH Reform wird
es in Zukunft also wesentlich
schneller, unkomplizierter und
weniger bürokratisch möglich
sein, eine GmbH zu gründen.
Vor allem auch die neue Form
der „Unternehmensgesellschaft
haftungsbeschränkt“ mit einer
Einlage eines jeden Gesellschaf-
ters von nur 1 Euro dürfte für
viele ein Anreiz sein, sich in die
Unternehmenswelt vorzuwa-
gen. Doch trotz der kostengüns-
tigen Gründung sollte nur mit
einem gewissen bereits vorhan-
denen Kapital eine Gesellschaft
gegründet werden. Zu groß ist
sonst die Gefahr, dass der Traum
eines eigenen Unternehmens
schneller vorbei ist, als erwartet.
Dieser Artikel umfasst aus Platz-
gründen nur auszugsweise die
aktuellen Änderungen des
GmbH-Rechts. Es ist daher rat-
sam, zur genauen Auskunft ei-
nen Berater aufzusuchen, der
Sie ausführlich über die Ände-
rungen informiert.
Von Rechtsanwalt Robert Glötzl
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